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Liebe Mandanten und  
Geschäftspartner,

auf den folgenden Seiten erlauben wir uns,  
Sie über die neusten Entwicklungen des  
Steuerrechts zu informieren. Haben Sie  

Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe oder 
 zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns  an.  

Wir beraten Sie gern.

Lohnsteuer		  10.11.2026

Kirchensteuer		  10.11.2026

Solidaritätszuschlag	 10.11.2026

Umsatzsteuer		  10.11.2026

Steuertermine  
im Monat November

Gewerbesteuer	 	 16.11.2026

Grundsteuer	 	 16.11.2026

Sozialversicherung	 26.11.2026
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Photovoltaikanlage für Wärmepumpe 
ist keine begünstigte energetische 
Maßnahme
Das Finanzgericht Düsseldorf hat klargestellt, 
dass eine Photovoltaikanlage auch dann keine 
begünstigte energetische Maßnahme im Sin-
ne des § 35c des Einkommensteuergesetzes 
ist, wenn der erzeugte Strom teilweise für den 
Betrieb einer Wärmepumpe genutzt wird (Az. 
14 K 1679/25 E).

Im Streitfall hatten die Kläger ihre Gashei-
zung durch eine Wärmepumpe ersetzt und 
zusätzlich eine Photovoltaikanlage mit Strom-
speicher installiert. Für die Photovoltaikanla-
ge beantragten sie die Steuerermäßigung für 
energetische Maßnahmen. Das Finanzamt 
lehnte dies ab.

Auch die Klage vor dem Finanzgericht Düs-
seldorf hatte keinen Erfolg. Die vorgelegten 
Bescheinigungen der Fachunternehmen sind 
nicht entscheidend für die Frage, ob die Maß-
nahmen steuerlich begünstigt sind. Nach Auf-
fassung des Gerichts sind Wärmepumpe und 
Photovoltaikanlage getrennt zu beurteilen. Die 
Wärmepumpe könne zwar grundsätzlich un-
ter die steuerliche Förderung fallen, die Pho-
tovoltaikanlage diene jedoch ausschließlich 
der Stromerzeugung und nicht der Wärmeer-
zeugung. Daher gehöre sie nicht zu den in 
der Energetischen-Sanierungsmaßnahmen-
Verordnung aufgeführten begünstigten Maß-
nahmen.

Doppelte Haushaltsführung bei 
Selbstständigen
Der Bundesfinanzhof entschied, dass eine 
doppelte Haushaltsführung eines Selbststän-
digen nur vorliegt, wenn dieser außerhalb des 
Ortes, an dem er seine Tätigkeit schwerpunkt-
mäßig erbringt, einen eigenen Hausstand 
unterhält und auch am Ort, an dem er seine 
Tätigkeit schwerpunktmäßig erbringt, wohnt. 
Der Schwerpunkt der gesamten betrieblichen 
Tätigkeit eines Selbstständigen liegt jedenfalls 
an dem Ort, an dem er seine einzige Betriebs-
stätte (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 1 EStG) hat. 
Familienheimfahrten eines Selbstständigen 

sind die Wege zwischen dem Ort, an dem er 
seine Tätigkeit schwerpunktmäßig erbringt 
und auch wohnt, zum Ort des eigenen Haus-
stands und zurück (Az. VIII R 15/24).

Im konkreten Fall war der Kläger freiberuf-
lich tätig und hatte seinen Wohnsitz in K. Er 
wurde im Streitzeitraum fast ausschließlich 
für T an deren Sitz in H tätig. Dort übte er 
seine Tätigkeit an vier Tagen pro Woche aus. 
In H mietete der Kläger zusätzlich eine Woh-
nung an. Für seine privaten sowie beruflichen 
Fahrten nutzte der Kläger ein zu mehr als 50 
Prozent betrieblich genutztes geleastes Fahr-
zeug. In seinen Gewinnermittlungen machte 
er die Mietaufwendungen für die Wohnung in 
H sowie die Fahrzeugaufwendungen als Be-
triebsausgaben vollumfänglich geltend und 
erklärte Entnahmen für Privatfahrten. Das be-
klagte Finanzamt berücksichtigte die geltend 
gemachten Aufwendungen über die Entfer-
nungspauschale hinaus nicht und kürzte die 
Mehraufwendungen für Verpflegung.

Der Bundesfinanzhof bestätigte dies. Nach 
Auffassung der Richter waren die Fahrten des 
Klägers zwischen H und K Familienheimfahr-
ten im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung, die gemäß § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 
EStG nur im gesetzlich zulässigen Umfang 
abziehbar waren.

Energetische Sanierung:  
Steuerermäßigung richtet sich nach 
Miteigentumsanteil
Der Kläger war zu einem Viertel Miteigentümer 
eines Zweifamilienhauses mit einer Wohnflä-
che von 247 qm. Er bewohnte mit seiner Fa-
milie das Erdgeschoss mit 157 qm, also rund 
64 Prozent der Wohnfläche. Im Obergeschoss 
mit 90 qm wohnte seine Mutter, die häuslich 
gepflegt wurde. Im Jahr 2020 ließ er auf eige-
ne Kosten eine Mini-Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlage (KWK-Anlage) in das Haus einbauen. 
Für diese Maßnahme lag eine Bescheinigung 
nach § 35c EStG vor. In der Steuererklärung 
(Anlage Energetische Maßnahmen) waren die 
Angaben zu weiteren Miteigentümern nicht 
ausgefüllt worden. Das beklagte Finanzamt 

gewährte die Steuerermäßigung zunächst 
in voller Höhe. Erst im Einspruchsverfahren 
erfuhr es durch einen Grundbuchauszug von 
den Eigentumsverhältnissen und änderte 
den bereits bestandskräftigen Einkommen-
steuerbescheid nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 der 
Abgabenordnung. Es berücksichtigte die Auf-
wendungen nun nur noch in Höhe des Mitei-
gentumsanteils.

Das Finanzgericht Münster hielt dies nach 
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO für zulässig (Az. 6 K 
1431/23 E). Der Miteigentumsanteil des Klä-
gers sei dem Finanzamt erst nach Erlass des 
ursprünglichen Bescheids bekannt geworden. 
Eine Verletzung seiner Ermittlungspflicht sei 
ihm nicht vorzuwerfen, weil die Fragen zum 
Miteigentum in der Anlage Energetische Maß-
nahmen vom Kläger nicht ausgefüllt worden 
seien. Zwar regele der Wortlaut des § 35c 
EStG den Aufteilungsmaßstab nicht aus-
drücklich. Für die anteilige Berücksichtigung 
der Aufwendungen nach dem Maßstab der 
Eigentumsanteile sprächen jedoch insbe-
sondere die Entstehungsgeschichte und die 
Systematik der Vorschrift. Wer ein Haus ener-
getisch saniere, das ihm nur zum Teil gehört, 
könne die Steuerermäßigung nur in Höhe sei-
nes Miteigentumsanteils beanspruchen. Dies 
gelte auch dann, wenn er die Kosten allein 
getragen und den größeren Teil des Hauses 
selbst bewohnt habe. 

Das Finanzgericht ließ die Revision zu, da 
die Frage der Aufteilung von Sanierungsauf-
wendungen unter Miteigentümern bislang 
nicht höchstrichterlich geklärt ist.

Für Einkommensteuerpflichtige

DER MONAT 11.26

Newsdienst
Aktuelles aus den Bereichen Steuern, Recht und Wirtschaft im Monat November 2026.

HINWEIS
Die Vorschrift § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO erlaubt 
die Änderung eines Steuerbescheids, wenn 
dem Finanzamt nachträglich Tatsachen 
bekannt werden, die zu einer höheren 
Steuer führen.
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Antragsloses Kindergeld ab dem Jahr 
2027
Der Bundesrat hat am 25.09.2026 einem Ge-
setz zugestimmt, das es der Familienkasse 
ermöglicht, nach der Geburt eines Kindes das 
steuerrechtliche Kindergeld auch ohne Antrag 
auszuzahlen.

Derzeit erhalten Eltern nach der Geburt ei-
nes Kindes von der Familienkasse ein Begrü-
ßungsschreiben mit einem QR-Code, der zu 
einem vorausgefüllten Kindergeldantrag führt. 
Die Familienkasse soll künftig das Kindergeld 
ohne Antrag festsetzen und auszahlen kön-
nen, sobald ihr die steuerliche Identifikati-
onsnummer des Kindes sowie alle weiteren 
entscheidungserheblichen Angaben vorliegen 
und keine Zweifel am Anspruch bestehen.

Das Gesetz tritt zum 01.01.2027 in Kraft. 
Die Auszahlung ohne Antrag soll dann in zwei 
Schritten erfolgen. Zunächst (voraussichtlich 
im März 2027) soll das Kindergeld für jedes 
weitere Kind von Eltern, die bereits mindes-
tens ein Kind haben, an die Person ausgezahlt 
werden, die bislang das Kindergeld erhält. In 
einem zweiten Schritt (voraussichtlich im 
November 2027) soll das Kindergeld dann 
auch für erstgeborene Kinder ohne Antrag 
überwiesen werden. Dies gilt jedoch nur, 
wenn mindestens ein Elternteil gemeinsam 
mit dem Kind in Deutschland wohnt, die IBAN 
bekannt ist und mindestens ein Elternteil in 
Deutschland arbeitet.

Sollten die Voraussetzungen für eine an-
tragslose Auszahlung nicht vorliegen, erhalten 
Eltern auch künftig ein Begrüßungsschreiben.

Entwurf des Jahressteuergesetzes 
2026: Zinssatz für Nachzahlungs- und 
Erstattungszinsen soll erhöht werden
Das Jahressteuergesetz 2026 befindet sich 
im frühen Gesetzgebungsverfahren: Der Re-
gierungsentwurf liegt vor, ist dem Bundesrat 
zugeleitet, aber noch nicht beraten. Der Ent-
wurf des Jahressteuergesetzes 2026 enthält 
unter anderem folgende Änderungen:

Nachzahlungs- und Erstattungszinsen: 
Nachzahlungszinsen werden von Steuer-
pflichtigen erhoben, die Steuern nachzahlen 
müssen. Seit dem Jahr 2019 beträgt der Zins-
satz 0,15 Prozent für jeden Monat, was einem 
Jahreszinssatz von 1,8 Prozent entspricht. Ab 
dem Jahr 2027 soll der monatliche Zinssatz 
angesichts der allgemein gestiegenen Zinsen 
auf 0,30 Prozent verdoppelt werden, was ei-
nem Jahreszins von 3,6 Prozent entspricht. 
Derselbe Zinssatz soll auch für Erstattungs-
zinsen, die Steuerpflichtigen bei Steuerer-
stattungen gezahlt werden, gelten. Nach der 
Abgabenordnung beginnt der Zinslauf für die 

Verzinsung von Steuernachforderungen und 
Steuererstattungen 15 Monate nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Steuer ent-
standen ist.

Kinderfreibeträge: Eine weitere Geset-
zesänderung sieht vor, dass für Kinder mit 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat, auf 
den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum Anwendung findet, künftig 
die ungekürzten Kinderfreibeträge bei der Be-
steuerung der Eltern berücksichtigt werden. 
Diese Änderung geht auf ein Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) zurück.

Informationsaustausch mit ausländischen 
Steuerbehörden: Der Informationsaustausch 
mit ausländischen Steuerbehörden über Ein-
künfte, die über Online-Plattformen erzielt 
werden, findet bereits innerhalb der Euro-
päischen Union statt. Mit dem „Jahressteu-
ergesetz 2026“ soll diese Meldepflicht auch 
Anbieter, die in Drittstaaten ansässig sind, 
ausgeweitet werden.

Beteiligungen: Eine weitere Änderung 
betrifft ausländische Großaktionäre mit Be-
teiligungen von mindestens zehn Prozent an 
deutschen Kapitalgesellschaften. Hier sollen 
Regelungen geschaffen werden, die eine Auf-
deckung möglicher missbräuchlicher Gestal-
tungen erleichtern.

Freigrenze Lizenzgebühren: Die Freigrenze, 
bis zu der bei bestimmten Vergütungen für 
Rechteüberlassungen von einem Steuerabzug 
abgesehen werden kann, soll erhöht werden.

Elektronische Übermittlung: Ab dem Jahr 
2027 sollen Einkommensteuerbescheide 
sowie Einspruchsentscheidungen nur noch 
elektronisch übermittelt werden, sofern die 
Steuerpflichtigen über ein sog. ELSTER-Konto 
verfügen.

Sozialversicherungsrechengrößen 
2027: Bundeskabinett beschließt neue 
Werte
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales hat am 21.09.2026 den Referentenent-
wurf zur Sozialversicherungsrechengrößen-
Verordnung 2027 vorgelegt.

Die den Sozialversicherungsrechengrößen 
2027 zugrunde liegende Lohnentwicklung im 
Jahr 2025 beträgt 4,38 Prozent. Wegen der 
guten Lohnentwicklung im Jahr 2025 steigen 
alle Rechengrößen. Zudem sind die Versiche-
rungspflichtgrenze sowie die Beitragsbemes-

sungsgrenze in der Krankenversicherung ent-
sprechend der gesetzlichen Vorgaben über die 
Lohnentwicklung hinaus zusätzlich um 300 
Euro pro Monat anzuheben.

Das Bundeskabinett hat die Sozialversi-
cherungsrechengrößen-Verordnung 2027 
am 07.10.2026 beschlossen. Die Verordnung 
bedarf noch der Zustimmung des Bundes-
rats. Die Verordnung soll am 01.01.2027 in 
Kraft treten. Geplante Rechengrößen 2027 
im Überblick:

	● Bezugsgröße in der Sozialversicherung 	
	 - 4.130 Euro/Monat (49.560 Euro/Jahr)

	● Allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 
	 in der Krankenversicherung nach § 6 	
	 Absatz 6 SGB V - 7.012,50 Euro/Monat 	
	 (84.150 Euro/Jahr)

	● Besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze 
	  in der Krankenversicherung nach § 6 	
	 Absatz 7 SGB V - 6.075 Euro/Monat 		
	 (72.900 Euro/Jahr)

	● Jahresarbeitsentgeltgrenze in der  
	 Krankenversicherung nach § 6 Absatz 8 	
	 SGB V - 6.712,50 Euro/Monat (80.550 	
	 Euro/Jahr)

	● Beitragsbemessungsgrenze in der 		
	 Krankenversicherung - 6.375 Euro/ 
	 Monat (76.500 Euro/Jahr)

	● Beitragsbemessungsgrenze in der  
	 allgemeinen Rentenversicherung und 	
	 Arbeitslosenversicherung - 8.850 Euro/	
	 Monat (106.200 Euro/Jahr)

	● Beitragsbemessungsgrenze in der 		
	 knappschaftlichen Rentenversicherung 	
	 - 10.900 Euro/Monat (130.800 Euro/Jahr)

	● vorläufiges Durchschnittsentgelt 2027 	
	 in der Rentenversicherung - 53.452 		
	 Euro/Jahr

	● endgültiges Durchschnittsentgelt 2025 	
	 in der Rentenversicherung - 49.147 		
	 Euro/Jahr

Gesetzgebung

DER MONAT 11.26

HINWEIS
Der Gesetzentwurf befindet sich derzeit 
noch im parlamentarischen Verfahren 
(Bundestag und Bundesrat).

HINTERGRUND
Mit der Sozialversicherungsrechengrößen-
Verordnung 2027 werden die maßgebli-
chen Rechengrößen der Sozialversiche-
rung für das Jahr 2027 nach gesetzlichen 
Regelungen neu bestimmt. Danach muss 
die Bundesregierung jedes Jahr die Sozi-
alversicherungsrechengrößen gemäß der 
Lohnentwicklung im vergangenen Jahr 
fortschreiben. Dadurch wird sichergestellt, 
dass sich alle Versicherten entsprechend 
der Lohnentwicklung an der Finanzierung 
der Sozialversicherung beteiligen.
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ist eine Kooperation aus eigenständigen, also recht-
lich selbstständigen Steuerkanzleien, Rechtsan-
waltskanzleien und Wirtschaftsprüfungskanzleien.
Mandatsverhältnisse werden mit der jeweiligen 
Kanzlei und nicht mit dem Kooperationsverbund 
geschlossen. 

Die Mitgliedskanzleien der HSP GRUPPE koope-
rieren u. a. in den Bereichen IT, Datenschutz und 
Datensicherheit,  Personalmanagement, Marketing, 
fachlicher Austausch und gemeinsame Fachveran-
staltungen, Qualitätssicherung sowie wechselsei-
tige fachliche Unterstützung bei Bedarf und vorhe-

riger Zustimmung des Rat suchenden Mandanten. 
Zur Wahrung der Verschwiegenheitspflicht ist eine 
wechselseitige Einsichtnahme in Daten ohne Ein-
willigung des Mandanten technisch ausgeschlossen. 
Unsere Mandanten profitieren jedoch von der brei-
ten Wissensbasis in den vorgenannten Bereichen.

Die HSP GRUPPE

Voraussichtliche Sachbezugswerte ab 
01.01.2027
Die monatlichen Werte für freie oder verbilligte 
Unterkunft und/oder Verpflegung ändern sich 
voraussichtlich ab dem 01.01.2027. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales hat in 
seinem Entwurf der „Siebzehnten Verordnung 
zur Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung (SvEV)“ die voraussichtlichen 
amtlichen Sachbezugswerte für das Jahr 
2027 festgelegt.

Die „Sachbezugswerte 2027“ bedürfen 
noch der Zustimmung des Bundesrats - mit 
Änderungen ist jedoch nicht zu rechnen. Je-
doch sind die Rechengrößen erst nach Veröf-
fentlichung im Bundesgesetzblatt ab Jahres-
beginn 2027 endgültig.

Alle voraussichtlichen Werte gelten bun-
desweit. Die voraussichtlichen Sachbezugs-
werte 2027 für Verpflegung sind auch bei der 
Abrechnung von Reisekosten anzuwenden.

Im Jahr 2027 wird der voraussichtliche 
Sachbezugswert für die verbilligte oder un-
entgeltliche Verpflegung bundeseinheitlich 
von 345 Euro auf 355 Euro pro Monat steigen 
und setzt sich wie folgt zusammen:

	● Frühstück: 2,43 Euro kalendertäglich,  
	 73 Euro monatlich 

	● Mittagessen: 4,70 Euro kalendertäglich, 	
	 141 Euro monatlich

	● Abendessen: 4,70 Euro kalendertäglich, 	
	 141 Euro monatlich 

Ab 01.01.2027 wird der voraussichtliche Wert 
für Unterkunft bundeseinheitlich von 285 
Euro auf 289 Euro pro Monat steigen. Der 
Wert für die Überlassung einer Unterkunft an 
den Arbeitnehmer kann auch mit dem ortsüb-
lichen Mietpreis bewertet werden, wenn der 
Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig 
wäre (§ 2 Abs. 3 SvEV).

Bei der Belegung einer Unterkunft mit meh-
reren Beschäftigten sowie für Jugendliche 

bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und 
Auszubildende gelten andere Werte. Diese 
ergeben sich aus § 2 Abs. 3 SvEV.

Die Sachbezugswerte 2027 sind bereits ab 
dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 
2027 maßgeblich, da die geänderte Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung am 01.01.2027 
in Kraft tritt. Die vorgenannten Sachbezugs-
werte unterliegen sowohl der Steuerpflicht 
als auch der Beitragspflicht in der Sozial-
versicherung.

Finanzverwaltung ergänzt Regelungen 
zur E-Rechnung
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
die bisherigen Vorgaben zur Einführung der 
E-Rechnung bei Umsätzen zwischen inlän-
dischen Unternehmern ab dem 01.01.2025 
ergänzt und am 15.10.2026 das dritte BMF-
Schreiben zur verpflichtenden elektroni-
schen Rechnung veröffentlicht (Az. III C 5 - S 
7287-a/00019/021/017). Darin werden ver-
schiedene Praxisfragen zur Anwendung der 
E-Rechnung sowie bestehende Übergangs-
regelungen näher erläutert.

Das Schreiben erläutert unter anderem 
praktische Fragen zu

	● Anzahlungs-, Voraus-, Abschlags- und 	
	 Endrechnungen,

	● Anforderungen an Pflichtangaben und 	
	 Leistungsbeschreibungen

	● E-Rechnungen bei Bauleistungen
	● Rabattvereinbarungen und Bruttopreis‑ 

	 rechnungen
	● Rechnungsberichtigungen 
	● technischen Fehlern
	● Sanktionsvorschriften sowie
	● zum Verhältnis der umsatzsteuerlichen 	

	 E-Rechnungspflichten zu Rechnungen 	
	 im Bereich der öffentlichen Verwaltung.
 
Darüber hinaus verlängert die Finanzver-
waltung in bestimmten Fällen bestehende 

Nichtbeanstandungsregelungen und Über-
gangsfristen. Außerdem werden einzelne 
Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungs-
erlasses angepasst.

Höhere Tabaksteuer
Die vom Bundestag beschlossene Erhöhung 
der Tabaksteuer hat am 16.10.2026 die Län-
derkammer passiert. Das Gesetz sieht vor, 
die Tabaksteuer in den kommenden vier 
Jahren schrittweise zu erhöhen. So beträgt 
die Steuer für Zigaretten im Jahr 2027 14,34 
Cent je Stück, zu denen noch 21,05 Prozent 
des Verkaufspreises hinzukommen. Im Jahr 
2030 sind es dann 18,57 Cent zuzüglich 21,05 
Prozent. Auch für geschnittenen Tabak und Li-
quids für E-Zigaretten wird die Steuer erhöht. 
Gleiches gilt für Zigarren, Zigarillos sowie Pfei-
fen- und Shisha-Tabak – hier jedoch erst ab 
dem 01.03.2027.

Durch die Erhöhung werden im kommen-
den Jahr Steuermehreinnahmen in Höhe von 
11,824 Milliarden Euro erwartet.

Das Gesetz kann nun ausgefertigt und 
verkündet werden. Es tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Steuerbefreiung für Immobilien- 
verkauf nach Scheidung geplant
Der Bundesrat hat am 25.09.2026 im Rahmen 
seiner Stellungnahme zum Jahressteuerge-
setz 2026 vorgeschlagen, bestimmte Immo-
bilienveräußerungen im Zusammenhang mit 
Scheidungen von der sog. Spekulationssteuer 
(Besteuerung privater Veräußerungsgeschäf-
te nach § 23 EStG) auszunehmen.

Der Deutsche Bundestag wird sich nun mit 
dem Jahressteuergesetz 2026 befassen. Im 
Anschluss muss der Bundesrat dem gesam-
ten Gesetzespaket zustimmen.
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